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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von den Abgeordneten Frau Fuchs (Köln), Buschfort, Egert, Glombig, 
Lutz, Dreßler, Heyenn, Kirschner, Peter (Kassel), Reimann, Schreiner, Frau 
Steinhauer, Urbaniak, Weinhofer, von der Wiesche und der Fraktion der SPD 
eingebrachten 


Entwurfs eines Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) 
— Drucksache 10/121 — 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß die Massenarbeitslo- 
sigkeit nur abgebaut werden kann, wenn für ein ausreichen- 
des qualitatives Wachstum und für arbeitszeitverkürzende 
Maßnahmen gesorgt wird. Maschinen ersetzen Menschen. Die 
Lücke zwischen dem realen Wachstum und der Produktivi- 
tätsentwicklung kann nur durch Arbeitszeitverkürzung ge- 
schlossen werden. Im Rahmen einer derartigen Strategie 
kommt einem Arbeitszeitgesetz eine wichtige Funktion zu. 
Die alte Arbeitszeitordnung aus dem Jahre 1938 wird der heu- 
tigen sozialen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklung in keiner Weise mehr gerecht. 


B. Lösung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit den Stim- 
men der Fraktionen von CDU/GSU und FDP sowie der Frak- 
tion DIE GRÜNEN die einzelnen Vorschriften des Gesetzent- 
wurfs und den Entwurf insgesamt gegen die Stimmen der 
SPD-Fraktion abgelehnt. 

Nach Auffassung der SPD-Fraktion sollte mit dem Arbeits- 
zeitgesetz das Arbeitsrecht an die heutigen Erfordernisse der 
Arbeitswelt angepaßt werden. Für sie stand das Ziel im Vor- 
dergrund, die Arbeitnehmer vor Überforderung und Überbe- 
anspruchung durch zu lange Arbeitszeiten oder zu kurze Ru- 
hepausen und Ruhezeiten zu schützen. Um den notwendigen 
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Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer zu sichern, muß nach 
Auffassung der SPD-Fraktion der Rahmen für Überstunden 
eng begrenzt werden. Um den Arbeitsmarkt zu entlasten, 
könnten auch nur die unbedingt notwendigen Überstunden 
zugelassen werden. Außerdem hätte mit dem Arbeitszeitge- 
setz die regelmäßige gesetzliche Arbeitszeit an die Tarifwirk- 
lichkeit herangeführt werden können. Den besonderen Bela- 
stungen der in Schicht- und Nachtarbeit beschäftigten Arbeit- 
nehmer sollte durch geeignete Schutzmaßnahmen Rechnung 
getragen werden. Beabsichtigt war, die bisherigen Sonderre- 
gelungen der Arbeitszeitordnung über den erhöhten Schutz 
für Frauen entsprechend den neuen wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen und der gewandelten Stellung der Frau in unse- 
rer Gesellschaft anzupassen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben 
insbesondere der Zielsetzung des Gesetzentwurfs widerspro- 
chen, Arbeitszeitregelungen zu einem Instrument der Arbeits- 
marktpolitik zu machen. Auch die auf Verbesserung des Ar- 
beitsschutzes ausgerichteten Zielsetzungen des Gesetzent- 
wurfs wurden von der Ausschußmehrheit aus CDU/CSU und 
FDP kritisiert. Zum Teil sei bei einer Umsetzung der Bestim- 
mungen damit zu rechnen, daß Arbeits- und Betriebsabläufe 
in unnötiger und teilweise äußerst bedenklicher Weise behin- 
dert würden. 

Mehrheitsbeschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den von den Abgeordneten Frau Fuchs (Köln), Buschfort, Egert, Glombig, Lutz, 
Dreßler, Heyenn, Kirschner, Peter (Kassel), Reimann, Schreiner, Frau Steinhau- 
er, Urbaniak, Weinhofer, von der Wiesche und der Fraktion der SPD eingebrach- 
ten Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes — Drucksache 10/121 — abzulehnen, 

Bonn, den 15. März 1984 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Lutz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Lutz 


I. Allgemeines 

Der von den Abgeordneten Frau Fuchs (Köln), 
Buschfort, Egert, Glombig, Lutz, Dreßler, Heyenn, 
Kirschner, Peter (Kassel), Reimann, Schreiner, 
Frau Steinhauer, Urbaniak, Weinhofer, von der Wie- 
sche und der Fraktion der SPD eingebrachte Ent- 
wurf eines Arbeitszeitgesetzes — Drucksache 
10/121 — ist in der 15. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 22. Juli 1983 an den Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung federführend und zur Mit- 
beratung an den Ausschuß für Wirtschaft und den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
am 22. Februar 1984 beraten und mit Mehrheit be- 
schlossen, die Ablehnung des Gesetzentwurfs zu 
empfehlen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 25. Ja- 
nuar 1984 beraten und gegen die Stimmen der SPD- 
Fraktion abgelehnt 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Beratung des Gesetzentwurfes am 8. Februar 1984 
begonnen und in der dazu am 22. Februar 1984 
durchgeführten öffentlichen Informationssitzung 
Vertreter der Tarif parteien, der Bundesanstalt für 
Arbeit, der Bundesanstalt für Arbeitsschutz, der Be- 
ruf sgenossenschaften, der Gewerbeaufsichtsbeam- 
ten, der Betriebs- und Werksärzte und der Leiten- 
den Angestellten sowie einzelne Wissenschaftler 
gehört. Auf das Stenographische Ausschußprotokoll 
Nr. 21 und die als Ausschußdrucksachen verteilten 
schriftlichen Stellungnahmen wird Bezug genom- 
men; die schriftlichen und mündlichen Beiträge der 
Teilnehmer an der Informationssitzung wurden in 
die Ausschußberatungen einbezogen. Die Einzelbe- 
ratung des Entwurfs hat am 14. März 1984 stattge- 
funden. In seiner 23. Sitzung am 15. März 1984 hat 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung den Ge- 
setzentwurf abschließend beraten und mehrheitlich 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag die Ableh- 
nung des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


11. Zielsetzung und Inhalt des Gesetzentwurfs 
1. Ziel des Entwurfs 

Ziel des Entwurfs eines Arbeitszeitgesetzes ist die 
Anpassung des Arbeitszeitrechts an die Gegeben- 
heiten und Erfordernisse unserer heutigen Arbeits- 
welt. Dabei sind sowohl der Schutz der Arbeitneh- 
mer und das Interesse der Allgemeinheit an der 
Erhaltung der Arbeitskraft der abhängig Beschäf- 
tigten als auch die Belange der Wirtschaft und der 
einzelnen Betriebe zu berücksichtigen: 


— Im Vordergrund einer gesetzlichen Regelung 
der Arbeitszeit muß nach wie vor die Schutz- 
funktion des Arbeitszeitrechts mit dem Ziel ste- 
hen, den Arbeitnehmer vor Überforderung und 
Überbeanspruchung durch zu lange Arbeitszei- 
ten oder zu kurze Ruhepausen und Ruhezeiten 
zu schützen und ihm im Interesse seiner Men- 
schenwürde und der Entfaltung seiner Persön- 
lichkeit hinreichend Raum für Freizeit und Er- 
holung zu geben. Gesetzliche Arbeitszeitregelun- 
gen „dienen vor allem dem Schutz der Arbeit- 
nehmer gegen übermäßige Ausnutzung und Ab- 
nutzung ihrer Arbeitskraft und damit der Erhal- 
tung ihrer Gesundheit“ (Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 3. Mai 1967). Diese Ziel- 
setzung ist auch angesichts tiefgreifender Ände- 
rungen der Rahmenbedingungen wirtschaftli- 
chen Handelns aus humanen, sozialen und öko- 
nomischen Gründen unabdingbar. Die Bundes- 
republik Deutschland verdankt ihre Geltung als 
Produzent technisch hochentwickelter Produkte 
vor allem ihren qualifizierten Arbeitskräften. 
Hohe Qualifikation läßt sich auf Dauer nur er- 
halten, wenn der Gesundheitsschutz der Arbeit- 
nehmer nicht vernachlässigt wird. Sie müssen 
insbesondere vor einem Übermaß an Überstun- 
den geschützt werden. Arbeitsmedizinische Er- 
fahrungen zeigen, daß das Unfallrisiko während 
der Überstunden infolge der zusätzlichen Bela- 
stung steigt. 

— Daneben ist zu beachten, daß zu weitreichende 
Möglichkeiten für Überstunden und Sonder- 
schichten die beschäftigungspolitisch er- 
wünschte Einstellung zusätzlicher Arbeitneh- 
mer verhindern oder verzögern können. Die Ar- 
beitszeitordnung hat für die Einschränkung die- 
ser Überstunden und Sonderschichten praktisch 
ihre Bedeutung verloren, da der gesetzliche Ar- 
beitszeitrahmen infolge der auf 40 Stunden ver- 
kürzten tariflichen Wochenarbeitszeit zu weit 
geworden ist. Das Instrument der Genehmigung 
von Überstunden und Sonderschichten durch 
die Gewerbeaufsichtsämter in der zur Zeit gel- 
tenden Form fällt kaum mehr ins Gewicht, da 
den Betrieben für Überstunden und Sonder- 
schichten über die tarifliche Regelarbeitszeit 
von 40 Wochenstunden hinaus ein Rahmen von 
20 Stunden, bei Sonntags arbeit von 32 Stunden 
in der Woche zur Verfügung steht. Tarifverträge 
und Betriebsvereinbarungen begrenzen diesen 
Rahmen nicht ausreichend. 

— Auf der anderen Seite müssen gesetzliche Ar- 
beitszeitvorschriften hinreichend flexibel sein, 
damit die Betriebe der gegenwärtigen und ab- 
sehbaren innen- und außenwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, die durch erhöhte Kapitalintensität 
der Produktion, eine neue weltwirtschaftliche 
Arbeitsteilung, steigenden internationalen Wett- 
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bewerbsdruck und Probleme des strukturellen 
Wirtschaftswandels gekennzeichnet ist, Rech- 
nung tragen können. Betriebswirtschaftlich not- 
wendige Überstunden und Sonderschichten, ins- 
besondere um kurzfristige Schwankungen der 
Nachfrage auszugleichen, müssen zugelassen 
werden, soweit sie unter den Gesichtspunkten 
des Arbeitsschutzes unbedenklich und negative 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt nicht zu 
befürchten sind. 

Zur Erreichung dieser zum Teil einander ergänzen- 
den, zum Teil gegenläufigen Zielvorstellungen ist es 
erforderlich, die regelmäßige gesetzliche Arbeits- 
zeit an die Tarifwirklichkeit heranzuführen, den ge- 
botenen Ausgleich zur gestiegenen Arbeitsintensi- 
tät und Arbeitsbelastung sicherzustellen sowie den 
zur Zeit geltenden Rahmen für Überstunden und 
Sonderschichten den heutigen Verhältnissen anzu- 
gleichen. Der besonderen Belastung der in Schicht- 
und Nachtarbeit beschäftigten Arbeitnehmer muß 
durch geeignete Schutzmaßnahmen Rechnung ge- 
tragen werden. Die Sonderregelung der Arbeitszeit- 
ordnung über den erhöhten Schutz für Frauen muß 
den modernen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und der gewandelten Stellung der Frau in unserer 
Gesellschaft angepaßt werden. 


2. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Anhand dieser Zielvorstellungen sind die Vorschrif- 
ten der Arbeitszeitordnung überprüft worden. 

Der Entwurf des neuen Arbeitszeitgesetzes über- 
nimmt, soweit möglich, das bestehende Arbeitszeit- 
recht. Änderungen werden vorgesehen, soweit die 
Anpassung des Arbeitszeitrechts an die gewandel- 
ten und sich fortentwickelnden sozialen, wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse notwen- 
dig ist. Richtschnur für Art und Umfang der Anpas- 
sung ist das Bestreben, die Regelung möglichst 
weitgehend den praktischen Erfordernissen in den 
Betrieben entsprechend flexibel zu fassen, wobei 
davon ausgegangen wird, daß die heute in den Be- 
trieben und zwischen den Tarifvertragsparteien 
ausgehandelten Regelungen Kompromisse zwi- 
schen sozialen, ökonomisch-technischen und ar- 
beitsschutzrechtlichen Gesichtspunkten darstellen. 
Im Vordergrund der im Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Regelungen steht das Bestreben, dem Arbeits- 
schutz und der allgemeinen Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen dabei den Vorrang einzuräumen, 
ohne den Betrieben unangemessene Beschränkun- 
gen ihrer Dispositionsfreiheit aufzuerlegen. 

Soweit in Grundsatz- oder in Einzelfragen keine 
negativen Auswirkungen auf den erforderlichen 
Schutz des Arbeitnehmers oder auf den Arbeits- 
markt zu befürchten sind, werden hinreichend flexi- 
ble Regelungen vorgeschlagen, um d6n Betrieben 
die Rechts anwendung zu erleichtern. Hierbei 
wurde besonderer Wert darauf gelegt, den unter- 
schiedlichen Belangen der Betriebe, die sich aus 
den verschiedenartigen Tätigkeiten der Arbeitneh- 
mer (z. B. Schichtarbeit) und den vielfältigen funk- 


tionsbedingten betrieblichen Gegebenheiten (z. B. 
nachfrage- oder saisonbedingte Arbeitsspitzen, 
schwankende Produktionsintensität) ergeben, in 
differenzierender Weise Rechnung zu tragen. 

Die den Gesetzentwurf prägenden Grundsätze und 
Leitlinien lassen sich wie folgt skizzieren: 

— Der gesetzliche Arbeitszeitschutz soll grundsätz- 
lich für alle Arbeitnehmer einheitlich gelten. Er- 
forderliche Sonderregelungen bleiben aufrecht- 
erhalten (§ 1 des Entwurfs). 

— Der Grundsatz des Acht-Stunden-Tages wird 
beibehalten. Die 40-Stunden-Woche wird unter 
Einbeziehung von Sonn- und Feiertagsarbeit 
kraft Gesetzes als Regelarbeitszeit eingeführt. 
Längere tarifliche Arbeitszeiten bleiben für eine 
Übergangszeit zulässig (§§ 2, 3 und 28 des Ent- 
wurfs). 

— Verlängerungen der Arbeitszeit bei Vor- und Ab- 
schlußarbeiten sowie bei Reinigungs- und In- 
standhaltungsarbeiten bleiben unter den bishe- 
rigen Voraussetzungen möglich. Die Dauer die- 
ser zusätzlichen, über acht Stunden täglich hin- 
ausgehenden Arbeitszeit wird wegen der allge- 
meinen Arbeitszeitverkürzung von bisher zwei 
Stunden auf eine Stunde reduziert (§ 4 des Ent- 
wurfs). 

— Den wirtschaftlichen und betrieblichen Bedürf- 
nissen nach Überstunden tragen die Vorschrif- 
ten über die Mehrarbeit (§§ 17 bis 19 des Ent- 
wurfs) in flexibler Weise Rechnung. Jedem Be- 
trieb steht ein Freiraum für Mehrarbeit von 
zwei Stunden wöchentlich zur Verfügung, wei- 
tere zwei Stunden sind durch Tarifvertrag bzw. 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung oder durch 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde möglich 
(§17 des Entwurfs). Die innerhalb eines Zeit- 
raums von vier Wochen zulässige Mehrarbeit 
kann zu zwei Sonderschichten zusammengelegt 
werden (§ 18 des Entwurfs). Die Höchstgrenze 
für die tägliche Arbeitszeit einschließlich Mehr- 
arbeit wird aus Gründen des Gesundheitsschut- 
zes auf zehn Stunden täglich und 48 Stunden 
wöchentlich festgelegt (§ 19 des Entwurfs). 

— Der Grundsatz der Fünf-Tage-Woche wird in 
Form einer Sollvorschrift eingeführt. Die Vier- 
Tage-Woche mit einer täglichen Arbeitszeit von 
zehn Stunden soll ausgeschlossen werden (§ 8 
Abs. 1 und 2 des Entwurfs). 

— Im Hinblick auf die unterschiedlichen Bedürf- 
nisse der Betriebe wird eine flexible Verteilung 
der Arbeitszeit auf die Wochen oder Jahreszei- 
ten bei entsprechendem Arbeitszeitausgleich in 
anderen Wochen oder Jahreszeiten zugelassen 
(§ 8 Abs. 3 und 4 des Entwurfs). 

— Der Zeitraum für das Vor- und Nachholen der 
aus Anlaß von Feiertagen ausgefallenen Arbeits- 
zeit wird von bisher fünf Wochen auf sechs Mo- 
nate erweitert, damit den betrieblichen Belan- 
gen und persönlichen Wünschen der Arbeitneh- 
mer besser Rechnung getragen werden kann 
(§ 9 des Entwurfs). 
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— Die beim Erlaß der Arbeitszeitordnung unbe- 
kannte gleitende Arbeitszeit wird im Grundsatz 
geregelt (§ 10 des Entwurfs). 

— Die Arbeitszeit für Saison- und Kampagnebe- 
triebe kann entsprechend den Besonderheiten 
dieser Betriebe kraft Gesetzes bis zu zehn Stun- 
den täglich und bis zu 55 Stunden wöchentlich 
verlängert werden; weitergehende Verlängerun- 
gen durch Tarifvertrag sind zulässig (§ 5 des 
Entwurfs). 

— Verlängerungen der Arbeitszeit bei Arbeitsbe- 
reitschaft und Bereitschaftsdienst bleiben mög- 
lich. Die Dauer der Arbeitszeit wird entspre- 
chend den Erfahrungen in der Praxis gestaffelt, 
Tarifverträge können zusätzliche Verlänge- 
rungsmöglichkeiten vorsehen (§ 6 des Ent- 
wurfs). 

— Arbeitszeitverlängerungen bei Bereitschafts- 
dienst werden zugelassen. Wegen der unter- 
schiedlichen Art und Dauer dieser Dienste wird 
die Arbeitszeitverlängerung nicht gesetzlich be- 
grenzt, um eine den jeweiligen betrieblichen 
Notwendigkeiten entsprechende flexible Hand- 
habung zu ermöglichen (§ 7 des Entwurfs). 

— Bei gefährlichen Arbeiten werden entsprechend 
dem geltenden Recht die Möglichkeiten zur Ar- 
beitszeitverlängerung und zu Überstunden aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes begrenzt 
(§ 16 des Entwurfs). 

— Die unterschiedlichen Regelungen der Ruhepau- 
sen für Männer und Frauen werden wegen der 
Schwierigkeiten im betrieblichen Arbeitsablauf 
beim Zusammenarbeiten von Männern und 
Frauen beseitigt. Die Dauer der Ruhepausen 
wird für männliche und weibliche Arbeitnehmer 
einheitlich festgesetzt, bei einer Arbeitszeit von 
mehr als sechs Stunden auf mindestens 30 Mi- 
nuten (§11 des Entwurfs). 

— Die tägliche Ruhezeit wird wegen ihres Erho- 
lungswertes und des gestiegenen Freizeitbedürf- 
nisses von elf auf zwölf Stunden verlängert (§ 12 
des Entwurfs). 

— Die Regelungen über die Schicht- und Nachtar- 
beit (§§ 13 bis 15) sind neu. Sie sind wegen der 
besonderen Situation der in Schicht- und Nacht- 
arbeit beschäftigten Arbeitnehmer erforderlich 
geworden. Die technisch-wirtschaftliche Ent- 
wicklung hat zu vielfältigen Schichtplänen mit 
dem Ziel der optimalen Ausnutzung der Produk- 
tionsfaktoren Arbeit und Kapital geführt. Die 
Schichtarbeit, insbesondere die Nachtarbeit, ist 
nach den Erfahrungen der Arbeitsmedizin mit 
besonderen Gesundheits- und Unfallrisiken ver- 
bunden. Hinzu kommen die sich aus einer Ver- 
ringerung sozialer Kontaktmöglichkeiten erge- 
benden Probleme für diese Arbeitnehmer. Unter 
diesen Gesichtspunkten werden vor allem fol- 
gende Vorschläge gemacht: 

Bei vollkontinuierlicher Schichtarbeit bleibt die 
durch den Schichtplan bedingte 42-Stunden-Wo- 
che zulässig (§ 14 Abs. 1 des Entwurfs). Die Ar- 
beitszeit- und Pausenregelungen werden den 


Besonderheiten der Schichtarbeit angepaßt (§ 14 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs). Die mit Nachtarbeit 
beschäftigten Arbeitnehmer erhalten unter be- 
stimmten Voraussetzungen einen zusätzlichen 
freien Tag in einem Kalendervierteljahr, ihre 
betriebsärztliche Betreuung soll sichergestellt 
werden (§ 15 des Entwurfs). 

— Die Berechtigung der Sonderregelungen der Ar- 
beitszeitordnung über den erhöhten Schutz für 
Frauen wird seit einiger Zeit zunehmend in 
Frage gestellt. Von verschiedenen Seiten wird 
unter Berufung auf den Grundsatz der Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau die ersatzlose 
Aufhebung der Sonderregelungen verlangt. Von 
anderer Seite wird dagegen gewarnt, die beste- 
henden Schutzrechte abzubauen. Die besonde- 
ren Arbeitsschutzregelungen, die Frauen vor Ar- 
beiten in Bergwerken oder an Hochöfen schüt- 
zen müssen, sollen ebenso wie Vorschriften zur 
Verhinderung einer Gesundheitsschädigung 
durch das Heben schwerer Lasten, z. B. im Bau- 
gewerbe, nicht in ein Arbeitszeitgesetz, sondern 
in ein künftiges Arbeitsschutzgesetz aufgenom- 
men werden. Der Entwurf sieht eine einheitliche 
Regelung der Dauer der Arbeitszeit und der Ru- 
hepausen für Männer und Frauen vor, hält je- 
doch das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
nicht zuletzt wegen des von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten Internationalen Ab- 
kommens über das Verbot der Nachtarbeit der 
gewerblichen Arbeiterinnen vom 26. September 
1906 (RGBl. 1911 S.5) aufrecht (§ 21 des Ent- 
wurfs). Soweit darüber hinaus besondere ge- 
schlechtsspezifische Unterschiede zwischen 
Mann und Frau einen besonderen Schutz für 
Frauen erfordern, sollen die dazu notwendigen 
Maßnahmen in den Rechtsvorschriften über den 
technischen und medizinischen Arbeitsschutz 
getroffen werden. 

— Entsprechend dem geltenden Recht sind Abwei- 
chungen und Ausnahmen von den gesetzlichen 
Vorschriften in außergewöhnlichen Fällen oder 
zur Wahrung des öffentlichen Interesses mög- 
lich (§§ 22 und 23 des Entwurfs). 

Beim Erlaß der Arbeitszeitordnung im Jahre 1938 
galt das nationalsozialistische Tarifordnungs- und 
Betriebsordnungssystem. Die Arbeitszeitordnung 
verwendet dementsprechend Begriffe wie „Gefolg- 
schaftsmitglieder“, „Betriebsführer“, „Tariford- 
nung“ und „Reichstreuhänder der Arbeit“. Diese Be- 
griffe werden aus dem Arbeitszeitrecht gestrichen. 

Der Gesetzentwurf ist so angelegt, daß die Tarif- 
autonomie und die Rechte der Arbeitnehmervertre- 
tungen nach dem Betriebsverfassungsgesetz und 
den Personalvertretungsgesetzen des Bundes und 
der Länder voll gewahrt bleiben. Die öffentlich- 
rechtlichen Arbeitszeitschutzregelungen können 
und sollen arbeitszeitliche Rahmenbedingungen 
festlegen, die Ausgestaltung der Dauer und Lage 
der Arbeitszeit erfolgt im einzelnen durch Tarifver- 
trag, Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung oder durch 
Arbeitsvertrag. Tarifliche Regelungen über die 
Dauer und Verteilung der Arbeitszeit gehören in 
der Praxis seit langem zu den häufigsten und wich- 
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tigsten Tarifnormen. Zudem räumt der Entwurf den 
Tarifvertragsparteien die Möglichkeit ein, über ver- 
schiedene gesetzliche Regelungen hinaus Vereinba- 
rungen zu treffen und damit den unterschiedlichen 
Bedürfnissen der Wirtschaft in den einzelnen Berei- 
chen Rechnung zu tragen. 


III. Beratung im Ausschuß 

Von den Mitgliedern der SPD-Fraktion wurde dar- 
auf hingewiesen, daß der Entwurf des Arbeitszeit- 
gesetzes inhaltlich noch von der sozialliberalen Ko- 
alition vorbereitet und im sozialpolitischen Bereich 
auch abgestimmt wurde. Mit dem Entwurf werde 
der Arbeitsschutz auf alle Arbeitnehmer einschließ- 
lich des öffentlichen Dienstes ausgedehnt. Der 
Acht-Stunde n-Tag und die 40-Stunden-Woche wer- 
den grundsätzlich vorgeschrieben. Der Gesetzgeber 
solle damit das nachvollziehen, was sich in Tarifver- 
trägen bereits weitestgehend durchgesetzt habe. 
Eine entsprechende Neuregelung werde sich auf 
etwa eine Million tariflich nicht gebundene Arbeits- 
verhältnisse auswirken, für die noch die 48-Stun- 
den-Woche bestehe. Schon dadurch käme es zu ei- 
ner wesentlichen Entlastung auf dem Arbeits- 
markt. 

Der Gesetzentwurf sieht die 40-Stunden-Woche un- 
ter Einbeziehung von Sonn- und Feiertagsarbeit 
vor, wovon in Kombination mit einer restriktiven 
Überstundenregelung zusätzlich entlastende Ef- 
fekte für den Arbeitsmarkt ausgingen. Die Über- 
stundenregelung sei bei einem normalen „Über- 
stundenpolster“ von zwei Stunden pro Woche flexi- 
bel, da eine Erweiterung um zwei Stunden durch 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Genehmi- 
gung des Gewerbeaufsichtsamtes möglich sei. Der 
Gesetzentwurf legt im Grundsatz die Fünf-Tage- 
Woche fest. Aus arbeitsmedizinischen Gründen soll 
damit eine Arbeitsverdichtung von beispielsweise 
vier Tagen zu je zehn Stunden vermieden werden. 
Ausnahmen von diesem Grundsatz sind zur Wah- 
rung der notwendigen Flexibilität vorgesehen. 
Diese orientieren sich stets an arbeitsmedizini- 
schen Erkenntnissen. Ebenso werden die notwendi- 
gen Belange von Saisonbetrieben hinreichend be- 
rücksichtigt. 

Hinsichtlich der Arbeitsbereitschaft/Rufbereit- 
schaft und des Bereitschaftsdienstes (insbesondere 
kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit) seien 
nach Auffassung der SPD-Fraktion noch weitere 
Regelungen erforderlich. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion haben bei der Be- 
ratung darauf hingewiesen, daß der Entwurf des 
Arbeitszeitgesetzes die Ruhepausen für Männer 
und Frauen einheitlich und nicht mehr geschlechts- 
spezifisch regele. Die tägliche Ruhezeit müsse aus 
arbeitsmedizinischen Gründen von elf auf zwölf 
Stunden verlängert werden. Bei regelmäßiger 
Nachtarbeit, die grundsätzlich für gesundheitsschä- 
digend gehalten werden müsse, sei ein Erschwer- 
nisausgleich in Form einer regelmäßigen Frei- 
schicht pro Quartal vorgesehen. Nachtschichter- 
schwernisse dürften nicht allein in Geld ausgegli- 


chen werden. Das Nachtarbeitsverbot für Arbeite- 
rinnen müsse aufrechterhalten bleiben. Insgesamt 
spiegelt der Gesetzentwurf nach Auffassung der 
SPD-Fraktion die tatsächlichen Verhältnisse hin- 
sichtlich der Arbeitszeit wider. Der Gesetzentwurf 
sei geeignet, den Umfang an Überstunden einzu- 
dämmen, einen neuen Rechtsrahmen für die glei- 
tende Arbeitszeit zu schaffen und einen Freizeit- 
ausgleich für Schichtarbeitnehmer herbeizuführen. 

Ergänzend wurde von den Mitgliedern der SPD- 
Fraktion darauf hingewiesen, daß die heute in Be- 
trieben und Verwaltung gängigen Arbeitsmethoden, 
Arbeitstechniken und Arbeitsverfahren zwar einer- 
seits Arbeitserleichterungen bewirkten, anderer- 
seits aber zu neuen Gesundheitsbelastungen in 
ganz erheblichem Umfang führten, die in physi- 
schen und psychischen Schäden sowie vorzeitigem 
Verschleiß ihren Ausdruck fänden. Die 40-Stunden- 
Woche von heute sei deshalb in keiner Weise mehr 
vergleichbar mit der vor zehn Jahren, und das Ri- 
siko der Überbeanspruchung sei erheblich größer 
geworden, da — wie die Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz festgestellt habe — der Mensch für psychi- 
sche Beanspruchungen keinen sicher erkennbaren 
biologischen Warnmechanismus vor drohender 
Überbeanspruchung entwickelt habe. 

Nach Auffassung der SPD-Fraktion ist es nicht nur 
wegen der positiven Beschäftigungseffekte wichtig, 
die Überstunden wirksam zu begrenzen. Man 
müsse auch wissen, daß fast die Hälfte aller tödli- 
chen Unfälle sich ereignen, nachdem das Unfallop- 
fer innerhalb der dem Unfall vorangegangenen sie- 
ben Kalendertage mehr als 40 bis 42 Stunden in der 
Woche gearbeitet hat. Auf entsprechende Untersu- 
chungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
wurde ausdrücklich aufmerksam gemacht. 

Seitens der FDP-Fraktion wurde darauf hingewie- 
sen, daß während der sozialliberalen Koalition trotz 
teilweiser Übereinstimmung in Einzelfragen eine 
Einigung über den Entwurf eines Arbeitszeitgeset- 
zes letztlich nicht habe erzielt werden können. 

Die SPD-Fraktion entgegnete, daß nach ihrer Erin- 
nerung die Übereinstimmung eine sehr weitge- 
hende gewesen sei. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP sind während der Ausschußberatungen dafür 
eingetreten, die weitere Beratung des Gesetzent- 
wurfs solange zurückzustellen, bis die seitens der 
Bundesregierung angekündigten eigenen Gesetz- 
entwürfe zur Beratung anstehen, die sich teilweise 
inhaltlich mit Materien befaßten, die Gegenstand 
des vorliegenden Gesetzentwurfes seien. Die Mit- 
glieder der SPD-Fraktion hätten aber darauf be- 
standen, die Beratungen zeitgleich mit dem SPD- 
Entwurf eines Vorruhestandsgeldgesetzes vorzu- 
nehmen, damit der inhaltliche Zusammenhang ge- 
wahrt werde. Dadurch sei die Ausschußmehrheit 
aus CDU/CSU und FDP zu einer Ablehnung des 
Gesetzentwurfes der SPD gezwungen worden. 

Die einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfes 
ließen teilweise Zweifel über die Zielsetzungen auf- 
kommen und würden bei Verabschiedung des Ge- 
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setzentwurfes zu einer nicht unerheblichen Rechts- 
unsicherheit führen. Da die Fraktion der SPD auf 
Änderungsanträge zu ihrem eigenen Gesetzentwurf 
verzichtet habe, beschränkte sich die Ausschuß- 
mehrheit aus CDU/CSU und FDP auf folgende 
Gründe für die Ablehnung: 

— Abzulehnen sei vor allem die Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs, Arbeitszeitregelungen und -re- 
glementierungen vorrangig zu einem Instru- 
ment der Arbeitsmarktpolitik und der Arbeits- 
umverteilung zu machen. Zudem werde die Er- 
wartung hinsichtlich der Arbeitsmarktentla- 
stung von der SPD erheblich überschätzt. Viele 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs zur Ein- 
schränkung des regulären Arbeitsvolumens 
würden zu einer Ausweitung von Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung führen. 

— Die auf Verbesserung des Arbeitsschutzes und 
auf die Beseitigung aus heutiger Sicht überflüs- 
sig erscheinender Bestimmungen gerichteten 
Zielsetzungen des Gesetzentwurfs hätten eben- 
falls erhebliche Kritik bei Sachverständigen 
ausgelöst und seien deshalb aus der Sicht der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP in der vorlie- 
genden Fassung nicht zustimmungsfähig. Einige 
erwägenswerte Bestimmungen des Gesetzent- 
wurfs könnten nach Erledigung des Gesetzent- 
wurfs in weiteren von der Bundesregierung ein- 
geleiteten Gesetzgebungsgängen wieder aufge- 
griffen werden. 

Die Ausschußmehrheit habe den Gesetzentwurf 
auch deshalb ablehnen müssen, weil die Bestim- 
mungen in unnötiger und teilweise äußerst bedenk- 
licher Weise zu einer Behinderung von Arbeits- und 
Betriebsabläufen und Unterbindung betriebsnot- 
wendiger Überstunden führen würden, außerdem 
zu einer arbeitshemmenden Überbürokratisierung. 
Die Realisierung des Gesetzentwurfs hätte nach 
Auffassung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
auch eine kostenträchtige Aufblähung staatlicher 
Bürokratien zur Folge. Die Ausschußmehrheit habe 
aus den Beratungen den Eindruck gewonnen, daß 
ein optimaler Arbeits- und Arbeitszeitschutz, der 
auch den sehr unterschiedlichen Bedingungen ein- 
zelner Branchen und Betriebe Rechnung trage, bes- 
ser durch tarifvertragliche Regelungen und Be- 
triebsvereinbarungen gesichert werden könne als 
durch zu weitgehende gesetzliche Regelungen. Im 
übrigen wurde auf die in der ersten Beratung im 
Plenum des Deutschen Bundestages am 22. Juni 
1983 vor getragenen Bedenken hingewiesen. 

Die Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN begrüß- 
ten die mit dem vorgelegten Gesetzentwurf beab- 
sichtigte Änderung der Arbeitszeitordnung von 
1938 im Sinne ihrer Anpassung an die heutigen Ver- 
hältnisse, vor allem die Fixierung der gesetzlichen 
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wöchentlichen Arbeitszeit auf 40 Stunden statt bis- 
her 48 Stunden. 

Der Gesetzentwurf enthalte jedoch solch gravie- 
rende Mängel, daß die Fraktion DIE GRÜNEN ihre 
Zustimmung insgesamt versagen müßten. Das be- 
treffe vor allem den Bereich der zulässigen Mehrar- 
beit (Überstunden), die erlaubte Zusammenlegung 
von Arbeitszeit in Anpassung an unternehmerische 
Produktionsbedürfnisse, die Vernachlässigung indi- 
vidueller Gestaltung von Arbeitszeit für Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer wie beispielsweise 
Minderarbeitsregelungen als Gegenstück zu Mehr- 
arbeitsregelungen sowie unbezahlte Beurlaubun- 
gen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN legte keine Änderungs- 
anträge zum Gesetzentwurf der SPD vor, da bei den 
bekannten Mehrheitsverhältnissen damit zu rech- 
nen sei, daß der Gesetzentwurf generell abgelehnt 
werden würde. Sie kündigte einen eigenen Gesetz- 
entwurf zur Änderung der geltenden Arbeitszeit- 
ordnung an. 

Durch die vom Ausschuß durchgeführte öffentliche 
Anhörung zum Arbeitszeitgesetz sahen sich die 
Vertreter von CDU/CSU und FDP auf der einen 
Seite und die Vertreter der SPD auf der anderen 
Seite in ihren Auffassungen jeweils bestätigt. Die 
Ausschußmehrheit sah sich nach der Anhörung in 
ihren Zweifeln an der Zielsetzung des Gesetzent- 
wurfs bestärkt, ebenso hinsichtlich der skeptischen 
Erwartung, was eine mögliche Arbeitsmarktentla- 
stung angeht. Die Mitglieder der SPD-Fraktion sa- 
hen sich durch die Sachverständigen, insbesondere 
durch die Vertreter der Gewerkschaften, ausdrück- 
lich bestätigt, daß der Gesetzentwurf geeignet sei, 
das Ziel zu erreichen, die Arbeitnehmer vor Über- 
forderung und Überbeanspruchung durch zu lange 
Arbeitszeiten oder zu kurze Ruhepausen und Ruhe- 
zeiten zu schützen. Die möglichen Arbeitsmarktef- 
fekte wurden — darauf haben die SPD-Vertreter 
ausdrücklich hingewiesen — nach ihren Feststel- 
lungen von den Sachverständigen bestätigt. Außer- 
dem hat die SPD-Fraktion auf die Äußerungen der 
Sachverständigen verwiesen, die eine Einschrän- 
kung der Flexibilisierungsstrategien der Arbeitge- 
ber forderten. Deshalb müßten die Regelungen zur 
Rufbereitschaft (sogenannte „kapazitätsorientierte 
variable Arbeitszeit“) noch verbessert werden. Ins- 
gesamt haben nach Auffassung der SPD-Fraktion 
auch die Sachverständigen bestätigt, daß es aus 
Gründen des notwendigen Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer unverzichtbar sei, den Rahmen für 
Überstunden eng zu begrenzen. Außerdem könnten, 
um den Arbeitsmarkt zu entlasten, nur die unbe- 
dingt notwendigen Überstunden zugelassen wer- 
den. 

Die Mitglieder der Fraktionen von CDU/CSU und 
FDP sowie der Fraktion DIE GRÜNEN haben den 
Gesetzentwurf in allen Einzelabschnitten und ins- 
gesamt gegen die Stimmen der Mitglieder der SPD- 
Fraktion abgelehnt. 
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